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Zusammenfassung:
Im Gegensatz zu der in der Vergangenheit häufig gewählten sektorspezifischen
Betrachtung wird im Folgenden ein disaggregierter Ansatz gewählt, der zwi-
schen den Netzebenen Wegeinfrastrukturen, Verkehrskontrollsysteme sowie
Verkehrsleistungen unterscheidet. Diese Vorgehensweise ermöglicht es, die ö-
konomischen Charakteristika der jeweiligen Netzebene systematisch zu analy-
sieren. Darüberhinaus lässt sich auf diese Weise das Problem des Zugangs zu
den Verkehrsinfrastrukturen mit Hilfe der modernen Netzökonomie disaggre-
giert untersuchen.
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I.   Verkehrsökonomische  Grundlagen
1.    Das Drei-Ebenen-Schema von Verkehrssystemen
Der Personen- und Güterverkehr auf Straßen, Schienen, Schifffahrtswegen so-
wie in Luftkorridoren ist auf den ersten Blick sehr heterogen. Gemeinsam ist
ihnen allerdings, dass es sich um Verkehrsleistungen handelt, zu deren Bereit-
stellung die Inanspruchnahme von Verkehrsinfrastrukturen erforderlich ist. Die
Verkehrsinfrastruktur umfasst sowohl den Aufbau und Betrieb von Wegeinfra-
strukturen, als auch den Aufbau und Betrieb von Verkehrskontrollsystemen.
Im Gegensatz zu der in der Vergangenheit häufig gewählten sektorspezifischen
Betrachtung wird im Folgenden ein disaggregierter Ansatz gewählt, der zwi-
schen drei Netzebenen unterscheidet (KNIEPS 1996):
(1)   Wegeinfrastrukturen (z.B. Gleisanlagen, Bahnhöfe, Straßen, Flughäfen);
(2)  Verkehrskontrollsysteme (z. B. Flugüberwachung, Zugüberwachungssys-
teme, Leit- und Informationssysteme für den Straßenverkehr);
(3)   Verkehrsleistungen (Beförderung von Gütern und Personen mittels Zügen,
Flugzeugen, Schiffen oder LKWs und PKWs).
Diese Vorgehensweise ermöglicht es, die ökonomischen Charakteristika der je-
weiligen Netzebene systematisch zu analysieren. Darüberhinaus lässt sich auf
diese Weise das Problem des Zugangs zu den Verkehrsinfrastrukturen mit Hilfe
der modernen Netzökonomie disaggregiert untersuchen.
2.    Verkehrsinfrastrukturen als ökonomische Güter
a)   Perfekte Nicht-Rivalität (öffentliches Gut)
Bewirken Unteilbarkeiten beim Aufbau von Verkehrsinfrastrukturen eine voll-
ständige Nicht-Rivalität bei deren Inanspruchnahme, so ist die Erhebung einer
Benutzungsgebühr zum Zwecke der Allokation der Kapazitäten nicht sinnvoll.2
Es verbleibt demnach die Aufgabe, das gesellschaftlich erwünschte Investitions-
niveau festzulegen sowie dessen Finanzierung zu garantieren. Der Aufbau und
Betrieb von Verkehrsinfrastrukturen wurde in der Vergangenheit denn auch in
starkem Maße als Aufgabe des Staates angesehen, da es sich um öffentliche
Güter handle, die von der öffentlichen Hand zu finanzieren seien.
Bereits im Jahre 1919 wurde vorgeschlagen (LINDAHL 1919: 85-98), dass je-
der Bürger einen Beitrag leisten solle, der seinem Grenznutzen aus der öffentli-
chen Investition entspricht; die Benutzung der Wegeinfrastruktur selbst sollte
dagegen gebührenfrei sein. Das von Lindahl entwickelte Finanzierungsschema
entspricht dem Gerechtigkeitsprinzip äquivalenter Lastenaufteilung (Äquiva-
lenzprinzip). Danach sollen diejenigen, die einen größeren (marginalen) Nutzen
aus einer Investition ziehen, sich auch stärker an deren Finanzierung beteiligen.
Insoweit die Voraussetzung der (vollständigen) Nicht-Rivalität bei der Inan-
spruchnahme einer Netzinfrastruktur wegen veränderter Rahmenbedingungen
aufgegeben werden muss, stellt die Theorie der öffentlichen Güter nicht mehr
das geeignete Konzept zur Lösung der Verkehrsinfrastrukturprobleme bereit.
b)   Das Stauproblem (Externalitäten)
Bei steigender Nachfrage nach Verkehrsleistungen steigt gleichzeitig die (abge-
leitete) Nachfrage nach Verkehrsinfrastruktur. Da in den letzten Jahrzehnten das
Verkehrsvolumen eine markante Ausweitung erfahren hat, entstehen Stauprob-
leme auf einer Vielzahl von Flughäfen, Autobahnen und Schienennetzen.
Die Nachfrager nach einer Verkehrsinfrastruktur ignorieren im Allgemeinen die
Beeinträchtigungen, die eine zusätzliche Nutzung in einem bestimmten Zeit-
punkt den anderen Netznutzern auferlegt. Beispiele für solche Stauexternalitäten
sind längere Abfertigungszeiten, längere Wartezeiten, längere Fahrtzeiten etc.
Am häufigsten werden in der Literatur Stauexternalitäten untersucht, die auf die
Nutzer einer einzelnen Verkehrsinfrastruktur realistisch eingrenzbar sind. So
spricht man von Staus auf einem Flughafen oder einer Autobahnstrecke, wobei
die Spillovers zu angrenzenden Infrastrukturen vernachlässigt werden.3
c)   Kapazitätsengpässe (private Güter)
Das Vorliegen von Stauexternalitäten bedeutet nicht notwendigerweise, dass die
Kapazitätsgrenzen bereits erreicht sind. Anders liegt der Fall bei Verkehrsinfra-
strukturen, die durch eine direkte Rivalität um die vorhandenen Kapazitäten ge-
kennzeichnet sind und daher den Charakter eines privaten Gutes annehmen.
Falls selbst nach einer geeigneten Internalisierung der Externalitätskosten durch
Staugebühren ein zusätzliches Allokationsproblem verbleibt, handelt es sich um
einen Kapazitätsengpass. Der Engpass kann in einer einzelnen Infrastrukturein-
richtung (z. B. Strecke), oder als Systemengpass auftreten.
d)   Qualitätsdifferenzierungen
Bei der Untersuchung des Stauproblems wird üblicherweise von der Annahme
ausgegangen, dass die Kapazitäten einer Verkehrsinfrastruktur ein homogenes
Gut darstellen. Übernutzung führt hier zu einer für sämtliche Infrastrukturnutzer
identischen Verschlechterung der Qualität in Form höherer Staukosten (Warte-
zeiten etc.). Wird beispielsweise als „Zugtrasse“ die Fahrwegkapazität bezeich-
net, die erforderlich ist, damit ein Zug zu einer bestimmten Zeit zwischen zwei
Orten verkehren kann, so suggeriert dies, dass es sich bei Trassen lediglich um
ein homogenes Rohprodukt handelt.
Ein grundsätzlich anderer Ansatz geht davon aus, dass es sich bei einer
Verkehrsinfrastruktur nicht um ein homogenes Produkt handelt, sondern dass
vielmehr unterschiedliche Qualitäten der Kapazität und damit einhergehende
Produktdifferenzierung eine zentrale Rolle spielen. Ein Beispiel hierfür ist die
Produktdifferenzierung mittels unterschiedlicher Trassenqualitäten (Express-
Trassen, Takt-Trassen, Standard-Trassen etc.).4
II.   Die drei Grundprobleme einer Verkehrsinfrastrukturpolitik
Funktionsfähiger Wettbewerb auf den europäischen Verkehrsmärkten erfordert
den diskriminierungsfreien Zugang zu den Verkehrsinfrastrukturen für sämtliche
aktiven und potenziellen Anbieter von Verkehrsleistungen. Neben der Bedin-
gung der Diskriminierungsfreiheit gilt es aber gleichzeitig, eine effiziente Allo-
kation knapper Infrastrukturkapazitäten sowie die erforderliche Kostendeckung
anzustreben.
1.    Marktkonforme Tarife zur effizienten Allokation der
Verkehrsinfrastruktur
Gemeinsames Charakteristikum von Stauproblemen und Kapazitätsengpässen
ist, dass die Inanspruchnahme von Netzkapazitäten im Gegensatz zum Fall der
perfekten Nicht-Rivalität Opportunitätskosten verursacht. Den verschiedenen
ökonomischen Lösungsmechanismen gemeinsam ist, dass sie darauf abzielen,
dass die Nachfrager nach Netzkapazitäten in ihrem Entscheidungsverhalten die-
se Opportunitätskosten möglichst umfassend berücksichtigen.
a)  Staugebühren
Die Grundidee, Staus als Externalitäten aufzufassen, die etwa ein zusätzliches
Fahrzeug allen anderen Fahrzeugen auf einer Autobahnstrecke auferlegt, führt
unmittelbar zum Konzept der Externalitätskosten, das seit beinahe einem Jahr-
hundert bekannt ist (PIGOU 1952) . Die optimale Staugebühr reflektiert die
kurzfristigen sozialen Grenzkosten einschließlich der Staukosten und stimmt mit
den Opportunitätskosten der Inanspruchnahme der Infrastrukturkapazitäten ü-
berein ( KNIEPS 1996: 48ff).5
b)  Knappheitspreise
Falls bei einer Erhebung optimaler Staugebühren zu bestimmten Zeiten die Ka-
pazitätsgrenze erreicht wird und eine Überschussnachfrage nach Netzkapazitä-
ten besteht, ergibt sich die Notwendigkeit, eine Knappheitsrente abzuschöpfen.
Die optimale Lösung besteht dann darin, einen (zeitabhängigen) Knappheits-
preis zu erheben, der das durch die Kapazität der Verkehrsinfrastruktur gegebe-
ne Angebot mit der Nachfrage der Infrastrukturnutzer ausgleicht. Beispielsweise
können Netznutzungsrechte versteigert werden. Insbesondere im Luftverkehr
wird als Alternative zu (zeitabhängigen) Staugebühren der Handel und die Ver-
steigerung der Landerechte diskutiert (KNIEPS 2003).
c)   Staugebühren bei variablem Kapazitätsniveau
Die Höhe der Staukosten hängt von der Dimensionierung der Wegeinfrastruktur
ab. Auslastungsbedingte Verkehrsbehinderungen, die etwa auf einer zweispuri-
gen Autobahn anfallen, mögen auf einer vier- oder sechsspurigen Straße erheb-
lich reduziert auftreten oder sogar ganz wegfallen. Hohe Staugebühren auf ü-
berlasteten Straßen stellen ein Indiz für den Bedarf an neuen Investitionen dar.
Dabei hängt das optimale Investitionsprogramm von der Höhe der Staugebühren
ab. Es ist daher erforderlich, das Investitions- und Gebührenproblem simultan zu
lösen. Zusätzliche Investitionen in eine Infrastruktur sollten nur solange getätigt
werden, bis der zusätzliche Nutzen einer Kapazitätserweiterung - in Form redu-
zierter Staukosten - den  zusätzlichen Kosten entspricht, und die Inanspruch-
nahme der Infrastrukturen sollte einer Benutzungsgebühr (Staugebühr) unterlie-
gen, die der Höhe der kurzfristigen marginalen Externalitätskosten entspricht
(MOHRING; HARWITZ 1962).6
2.   Diskriminierungsfreier Zugang zu den Verkehrsinfrastrukturen
a)   Wohlfahrtserhöhende Vorteile optionaler zweiteiliger Tarife
Ein zweiteiliger Tarif besteht aus einer Grundgebühr und einer variablen Preis-
komponente. Werden zweiteilige Tarife optional neben einstufigen (linearen)
Tarifen angeboten, hat der Nachfrager nach Infrastrukturkapazitäten die Wahl
zwischen einer höheren variablen Nutzungsgebühr oder der Zahlung einer
Grundgebühr und einer niedrigeren variablen Nutzungsgebühr.
Ein aus volkswirtschaftlicher Sicht zentraler Vorteil zweiteiliger Tarife gegen-
über einstufigen Tarifen liegt darin, dass das Ziel der Deckung der fixen Kosten
einer Verkehrsinfrastruktur erreicht werden kann, ohne durch erhebliche Auf-
schläge auf den variablen Preis die Verkehrsnachfrage in starkem Maße abzu-
schrecken. Dadurch wird eine effizientere Allokation der Auslastung der Ver-
kehrsinfrastruktur ermöglicht (KNIEPS 2001: 212ff). Zweiteilige Tarife stellen
eine Form der Preisdifferenzierung dar, da sich die Preisunterschiede nicht nur
auf Unterschiede der direkt zurechenbaren variablen Kosten einer Fahrt zurück-
führen lassen, sondern auch Nachfragegesichtspunkte zur Deckung der fixen
Kosten der Verkehrsinfrastruktur mit in die Preisbildung einbezogen werden.
b)  Preisdifferenzierung  versus  Preisdiskriminierung
Marktkonforme Benutzungsgebühren müssen einen diskriminierungsfreien Zu-
gang zu den Verkehrsinfrastrukuren gewähren. Es muss folglich auch sicherge-
stellt sein, dass mehrstufige Tarife keine tariflichen Diskriminierungstatbestände
enthalten. Zweiteilige Tarifsysteme sind in vielen Netzbereichen mit signifi-
kanten Fixkosten bereits seit langem etabliert. Beispiele hierfür sind Elektrizi-
täts-, Wasserversorgungs- und Telekommunikationsnetze, in denen neben der
Rechnung für den individuellen Verbrauch der Einheiten auch Anschluss- und
Grundgebühren erhoben werden.
Gemäß dem Diskriminierungsverbot des § 20(1) Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen (GWB) darf ein als marktbeherrschend eingestuftes Unternehmen7
die Wettbewerbsmöglichkeiten anderer Unternehmen in einer für den Wettbe-
werb auf dem Markt erheblichen Weise ohne sachlich gerechtfertigten Grund
nicht beeinträchtigen. Ein solches Diskriminierungsverbot ist nicht nur wettbe-
werbspolitisch gerechtfertigt, sondern steht auch nicht im Konflikt zur Ausges-
taltung volkswirtschaftlich erwünschter effizienter Preissysteme. Zweiteilige
Tarife dürfen nicht selektiv angeboten werden, vielmehr müssen sämtliche
Nachfrager ein diesbezügliches Angebot optional als Alternative zu einem linea-
ren Tarif erhalten. Darüberhinaus müssen kleine und grosse Nachfrager, unab-
hängig von der Wahl des Tarifs, bei der Zuweisung von Infrastrukturkapazitäten
gleich behandelt werden.
3.   Finanzierung (Kostendeckung) der Verkehrsinfrastrukturen
a)   Staugebühren und Verkehrsinfrastrukturfinanzierung
Die ökonomischen Charakteristika der Inanspruchnahme vielbenutzter Ver-
kehrsinfrastrukturen sind grundlegend verschieden von wenig ausgelasteten. Auf
stark ausgelasteten Verkehrsinfrastrukturen führen Stauexternalitäten bzw. di-
rekte Rivalitäten bei der Inanspruchnahme dazu, dass der Allokationsfunktion
eine zentrale Bedeutung zukommt.
Optimale Benutzungsgebühren haben die Funktion der Allokation vorhandener
Kapazitäten. Dabei dürfen Finanzierungsinteressen nicht im Vordergrund ste-
hen. Diese würden erfordern, bei einem Anstieg des Verkehrsaufkommens die
Gebühren zu senken, da in diesem Fall der Finanzierungsanteil je Fahrt ab-
nimmt. Gleichwohl tragen optimale Benutzungsgebühren zur Finanzierung der
Infrastrukturen im Verkehr bei. Im Rahmen eines ökonomischen Modellansatzes
(MOHRING; HARWITZ 1962) zeigt sich, dass die optimalen Benutzungsge-
bühren genau ausreichen, um das optimale Investitionsniveau zu finanzieren,
falls konstante Skalenerträge beim Ausbau der Infrastruktur vorliegen. Bei zu-
nehmenden Skalenerträgen ergibt sich ein Defizit, bei abnehmenden Skalener-
trägen ein Überschuss.8
Falls zunehmende Skalenerträge beim Ausbau einer Verkehrsinfrastruktur vor-
liegen (wie z. B. bei Luftverkehrskontrollsystemen) und optimale Benutzungs-
gebühren die Investitionskosten der Infrastruktur nicht decken, stellt sich die
Frage nach der Finanzierung des Restdefizits. Eine Alternative zur Finanzierung
aus dem allgemeinen Staatshaushalt stellen wohlfahrtsmaximierende Tarife un-
ter der Kostendeckungsbeschränkung (sogenannte Ramsey-Preise) dar. Dazu
sind Aufschläge (entsprechend den Nachfrageelastizitäten) auf die sozialen
Grenzkosten zu erheben (KNIEPS 2001: 233ff).
b)   Die Bestellerfunktion der öffentlichen Hand
Sind Kapazitäten von Verkehrsinfrastrukturen aufgrund geringer Nachfrage im
Überfluss vorhanden, so verlieren die Zugangspreise ihre Allokationsfunktion,
wie diese von Marktpreisen üblicherweise wahrgenommen wird. Es existiert
weder eine Verwendungskonkurrenz für bestimmte Kapazitätseinheiten noch
entsteht das Problem lediglich diejenigen Nachfrager zu bedienen, deren Nach-
frage – gemessen an der gebotenen Kaufkraft – am dringlichsten ist.
Im Gegensatz zu den Verkehrsinfrastrukturen mit knappen Kapazitäten erfüllen
diejenigen Bereiche mit geringer Nachfrage aufgrund der Nicht-Rivalität bei der
Inanspruchnahme der Verkehrsinfrastruktur die Merkmale eines öffentlichen
Gutes. Es verbleibt demnach in den schwach genutzten Verkehrsinfrastrukturen
die Aufgabe, dass gesellschaftlich (politisch) erwünschte Investitionsniveau
festzulegen, sowie dessen Finanzierung durch die öffentliche Hand zu garantie-
ren. Hohe Fixkosten für die Bereitstellung von Verkehrsinfrastrukturen sind aber
kein Argument an sich für unbeschränkte staatliche Subventionen. Insbesondere
darf das Ausmaß der Subventionierung nicht dem Zufall überlassen bleiben
(WISSENSCHAFTLICHER BEIRAT 1999: 442). Erforderlich ist vielmehr die
transparente Ausübung des Bestellerprinzips im politischen Prozess, beispiels-
weise defizitäre Strecken im Rahmen eines Ausschreibungswettbewerbs zu fi-
nanzieren. Grundsätzlicher stellt sich die Frage nach der Investitionspolitik der
öffentlichen Hand, insbesondere im Rahmen der Bundesverkehrswegeplanung
(ABERLE 2003: 453ff.).9
III.   Regulierung des Zugangs zu Verkehrsinfrastrukturen
Verkehrsinfrastrukturen ermöglichen aufgrund von Bündelungsvorteilen in
Kombination mit irreversiblen Kosten das Auftreten netzspezifischer Markt-
macht. Die Regulierung dieser Marktmacht bleibt auch in geöffneten Märkten
eine wichtige staatliche Aufgabe. Insbesondere muss vermieden werden, dass
Marktmacht im Bereich der Verkehrsinfrastrukturen missbraucht wird, um den
aktiven und potenziellen Wettbewerb auf den komplementären Verkehrsmärkten
zu verzerren.
1.      Disaggregierte Lokalisierung netzspezifischer Marktmacht
a)      Die Theorie monopolistischer Bottlenecks
Ein geeignetes ökonomisches Referenzmodell für die Aufdeckung des Hand-
lungsbedarfs zur Disziplinierung von Marktmacht in Netzsektoren muss in der
Lage sein, wesentliche Eigenschaften von Netzen (Bündelungsvorteile, Netzex-
ternalitäten etc.) zu erfassen, ohne diese automatisch mit Marktmacht gleichzu-
setzen. Stabile netzspezifische Marktmacht lässt sich nur bei einer Kombination
von Bündelungsvorteilen und irreversiblen Kosten nachweisen, d. h. bei Vorlie-
gen eines monopolistischen Bottlenecks (KNIEPS 1997). Die Bedingungen für
eine monopolistische Bottleneck-Einrichtung sind erfüllt, falls:
(1)   eine Einrichtung unabdingbar ist, um Kunden zu erreichen, wenn es also
keine zweite oder dritte solche Einrichtung gibt, d.h. kein aktives Substitut
verfügbar ist.  Dies ist dann der Fall, wenn aufgrund von Bündelungsvor-
teilen eine natürliche Monopolsituation vorliegt, so dass ein Anbieter diese
Einrichtung kostengünstiger bereitstellen kann als mehrere Anbieter;
(2)  gleichzeitig die Einrichtung mit angemessenen Mitteln nicht dupliziert
werden kann, um den aktiven Anbieter zu disziplinieren, d. h. kein poten-
zielles Substitut verfügbar ist. Dies ist dann der Fall, wenn die Kosten der
Einrichtung irreversibel sind und folglich auch kein funktionsfähiger Se-
cond Hand-Markt für diese Einrichtungen existiert.10
b) Wegeinfrastrukturen versus Verkehrskontrollsysteme
Bündelungsvorteile mit irreversiblen Kosten treten typischerweise bei Wegeinf-
rastrukturen (Schienenwegen, Bahnhöfen, Flughäfen etc.) auf. Demgegenüber
stellen Verkehrskontrollsysteme keine monopolistischen Bottlenecks dar. Ver-
kehrskontrollsysteme lassen  sich als regionale natürliche Monopole charakteri-
sieren, deren geographischen Grenzen eindeutig bestimmt sein müssen (Kon-
trollhohheit). Hieraus lässt sich aber noch keine netzspezifische Marktmacht
ableiten, denn die beim Aufbau von Verkehrskontrollsystemen erforderliche
Computersoftware und das erforderliche Know-How sind nicht an einen geogra-
phischen Ort gebunden.
Während der Druck des Wettbewerbs bei Verkehrsleistungen auch durch selek-
tiven, (zeitlich) sequentiellen Hit-and-run-Marktzutritt gewährleistet wird (wel-
cher nicht notwendigerweise zu einem vollständigen Ersatz der eingesessenen
Transportgesellschaft führt), sollte im Bereich der Verkehrskontrollsysteme ein
Versteigerungswettbewerb angewandt werden. Das Versteigerungsobjekt be-
steht dabei in dem ex ante vorgegebenen geographischen Gebiet der Verkehrs-
kontrolle für eine wohldefinierte Zeitperiode. Den Zuschlag erhält derjenige
Bieter, der die Verkehrskontrolle zu den niedrigsten Tarifen kostendeckend be-
reitstellen kann.
2.  Disaggregierte  Marktmachtregulierung
a)    Netzökonomische Interpretation der Essential-facilities-Doktrin
Die aus dem amerikanischen Antitrust-Recht bekannte Essential-facilities-
Doktrin basiert auf folgenden Voraussetzungen:
- Kontrolle einer wesentlichen Anlage (essential facility) durch einen
Monopolisten.
- Die Unfähigkeit des Wettbewerbers, eine solche Anlage unter angemesse-
nem Aufwand zu duplizieren.11
- Die Verweigerung der Bereitstellung der Anlage für die Inanspruchnahme
durch den Konkurrenten.
- Die (technische) Möglichkeit die Anlage auch für Dritte bereitzustellen.
Die Anwendung der Essential-facilities-Doktrin – im Sinne einer Auflage, die
Anlage auch Dritten bereitzustellen – ist dann gerechtfertigt, wenn alternative
Netze nicht zur Verfügung stehen. Das Konzept der Essential-facilities-Doktrin
sollte ausschließlich auf monopolistische Bottlenecks angewendet werden. Hier
ist es ein wesentlich präziseres Kriterium als die Konzeption eines marktbeherr-
schenden Unternehmens, weil durch die Essential-facilities-Doktrin der inter-
ventionsbedürftige Bereich sehr viel schärfer eingegrenzt werden kann. In der
Vergangenheit wurde die Essential-facilities-Doktrin von den amerikanischen
Gerichten fallweise auf spezifische Infrastrukturen (z. B. ein bestimmter Bahn-
hof) angewendet (ABERLE; EISENKOPF 2002: 27ff). Die Essential-facilities-
Doktrin gewinnt zunehmend auch im europäischen Wettbewerbsrecht an Be-
deutung. Im Rahmen einer disaggregierten Regulierungspolitik kann dieses
Prinzip auf eine ganze Klasse von Fällen angewendet werden, bei denen die Lo-
kalisierung von Marktmacht auf den gleichen Ursachen (Bündelungsvorteile in
Kombination mit irreversiblen Kosten) beruht. Die Marktmachtregulierung im
Bereich der Verkehrssysteme muss sich folglich auf die Wegeinfrastrukturen
beschränken.
b)   Preisniveau-Regulierung der Tarife für die
Wegeinfrastrukturbenutzung
Der Effekt einer totalen Verweigerung des Zugangs zu Wegeinfrastrukturen
würde sich auch einstellen, wenn die Kapazität zu untragbar hohen Tarifen be-
reitgestellt wird. Dies macht bereits deutlich, dass eine effektive Anwendung der
Essential-facilities-Doktrin mit einer adäquaten Regulierung der Zugangsbedin-
gungen kombiniert werden muss. Die Lokalisierung monopolistischer Bottle-
neck-Einrichtungen erfolgt stets aus der intramodalen Perspektive; entscheidend
hierfür ist die Notwendigkeit komplementärer Serviceanbieter zum diskriminie-
rungsfreien Zugang zu diesen Einrichtungen. Aber auch das Vorliegen von mo-12
nopolistischen Bottleneck-Einrichtungen garantiert nicht zwangsläufig langfris-
tige Überschussgewinne. Zum Einen besteht die Möglichkeit des „necessary ca-
se“, in dem selbst ein unregulierter Trassenanbieter keine Kostendeckung
erzielt (BERNDT; KUNZ 2002: 207ff), zum Anderen kann der intermodale
Wettbewerb das Gewinnpotenzial eines Wegeinfrastruktur-Anbieters erheblich
einschränken (FRITSCH;WEIN; EWERS 2003: 208).
Eine Regulierung der Netzzugangstarife sollte sich in jedem Fall auf diejenigen
Netzbereiche beschränken, bei denen Marktmachtpotenziale tatsächlich vorlie-
gen. Eine Preis-/Gewinn-Regulierung in den komplementären wettbewerblichen
Netzbereichen würde gegen das Prinzip der minimalistischen Regulierungsein-
griffe verstoßen und die Ziele einer umfassenden Marktöffnung nachhaltig be-
hindern. Die Regulierung der Tarife für die Wegeinfrastrukturbenutzung darf
folglich nicht gleichzeitig zu einer Regulierung der Tarife in den komplementä-
ren Bereichen ohne Marktmachtpotenziale führen.
Als Referenzpunkt im Sinne eines Als-ob-Wettbewerbs, in dem der Vorwurf
eines Marktmachtmissbrauch nicht gerechtfertigt ist, sollte die Deckung der Ge-
samtkosten der monopolistischen Bottleneck-Einrichtung dienen. Die Regulie-
rungsbehörden sollten hierzu die Unternehmen nicht auf ganz bestimmte Preis-
regeln, wie z. B. Ramsey-Preise oder auf zweiteilige Tarife verpflichten. Dies
würde die unternehmerische Suche nach innovativen Tarifsystemen behindern.
Es ist nicht auszuschließen, dass in der Zukunft noch bessere Regeln entdeckt
werden.
Die Regulierung der Netzzugangstarife sollte ausschließlich auf das Price-Cap-
Instrument beschränkt werden. Das Grundprinzip der Price-Cap-Regulierung
besteht in einer Preisniveau-Regulierung der Bereiche mit netzspezifischer
Marktmacht. Die Anreizwirkungen der Price-Cap-Regulierung zur Effizienz-
steigerung und zukünftigen Investitionstätigkeiten können sich nur entfalten,
wenn die Price-Cap-Regulierung in „reiner“ Form angewandt und nicht mit in-
putbasierter Gewinnregulierung kombiniert wird. Einzelpreisgenehmigungsver-
fahren stellen wettbewerbsschädliche Überregulierungen dar.13
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